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 A. Allgemeine Bestimmungen 
 
 
 Artikel 1 
  
Grundsatz Die Gemeinde Glattfelden erhebt, gestützt auf die Gesetzgebung 

des Bundes und des Kantons über den Gewässerschutz und die 
Abtretung von Privatrechten, Beiträge und Gebühren an Abwasser-
anlagen. 

 
 
 Artikel 2 
  
Rechtsform Die Abwasseranlagen der Politischen Gemeinde Glattfelden sind 

ein eigenwirtschaftlicher Betrieb des öffentlichen Rechtes. 
 
 
 Artikel 3 
  
Zuständigkeit Die Gemeindeversammlung erlässt diese Verordnung. 

 
Gemäss der Verordnung über die Abwasseranlagen ist der Ge-
meinderat zuständig für die Aufsicht über Bau, Betrieb und Unterhalt 
der öffentlichen und privaten Abwasseranlagen. 
 
Der Gemeinderat erlässt die Tarifordnung über die Gebühren. 

 
 
 Artikel 4 
  
Verwaltung Für die Abwasseranlagen wird eine eigene Rechnung nach den 

Vorschriften des Gemeindegesetzes für Gemeindebetriebe geführt. 
Die Rechnungsführung besorgt die Finanzverwaltung. 

 
 
 Artikel 5 
  
Eigenwirtschaftlichkeit Der Bau und Betrieb der Abwasseranlagen (Leitungsnetz, Kläran-

lagen) muss selbsttragend sein. Für die Kostendeckung stehen die 
nachfolgenden Finanzierungsmöglichkeiten zur Verfügung: 
 
 Beiträge der öffentlichen Hand; 
 Übernahme der Gesamtkosten für neue Anlagen durch die 

Grundeigentümer im Rahmen von Quartierplanverfahren, privater 
Erschliessungsverträge sowie für Gebäude ausserhalb der Bau-
zonen; 

 Grundeigentümerbeiträge; 
 Anschlussgebühren; 
 Benutzungsgebühren. 
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 Artikel 6 
  
Kostentragung 
Gebäudeableitung 

Die Kostentragung der Grundstück-Anschlussleitungen (Gebäu-
deableitungen) ist in der Verordnung über die Abwasseranlagen 
geregelt. 

 
 
 Artikel 7 
  
Festsetzung der Gebühren Die Höhe der einzelnen Gebühren und Beiträge sind in der Tarif-

ordnung im Anhang zu dieser Verordnung festgelegt. 
 
 
 
 
 B. Grundeigentümerbeiträge 
 
 
 Artikel 8 
  
Grundeigentümerbeiträge Die Politische Gemeinde Glattfelden erhebt, gestützt auf Abschnitt 

VI des kantonalen Einführungsgesetzes zum eidgenössischen Ge-
wässerschutzgesetz, insbesondere der §§ 42 und 43, an die Er-
stellungskosten öffentlicher Kanäle Mehrwertsbeiträge von den Ei-
gentümern der anstossenden Grundstücke und der hinterliegenden 
Parzellen, soweit sie vom Kanal Nutzen ziehen. 

 
 Die Ermittlung der Mehrwertsbeiträge fusst unmittelbar auf kanto-

nalem Recht. Sie ist in Richtlinien des Gemeinderates festgelegt. 
 
 
 
 
 C. Anschlussgebühren 
 
 
 Artikel 9 
  
Anschlussgebühren Für den Anschluss der Abwasseranlagen einer oder zusammenge-

fasster Liegenschaften an die öffentliche Kanalisation (inkl. Vorflu-
ter) haben die Grundeigentümer eine Anschlussgebühr zu entrich-
ten, auch wenn der Anschluss unter Mitbenutzung einer privaten 
Leitung erfolgt. 

 
 Die Anschlussgebühr bemisst sich nach dem Versicherungswert. 

Bei Erhöhung des Versicherungswertes infolge baulicher Verände-
rungen oder bei Wegfall der Ermässigungsvoraussetzungen ist eine 
Nachzahlung fällig. 
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 Artikel 10 
  
Gebäudeabbruch Werden anstelle abgebrochener oder zerstörter Gebäude, welche 

bereits angeschlossen waren, innert zwei Jahren am gleichen 
Standort neue Bauten erstellt, wird eine Nachzahlung für die Diffe-
renz zwischen altem und neuem Versicherungswert fällig. 
 
In besonderen Fällen kann der Gemeinderat auf Gesuch hin die 
zweijährige Frist angemessen erstrecken. 

 
 
 Artikel 11 
  
Gebührenreduktion Kommt mit Bewilligung des Gemeinderates nur ein Teil des anfal-

lenden Abwassers zum Anschluss, so wird die Anschlussgebühr 
reduziert. 
 
Für Bauten mit neuen Arbeitsplätzen kann der Gemeinderat die 
Anschlussgebühr reduzieren. 

 
 
 Artikel 12 
  
Entstehen der 
Gebührenpflicht 

Die Pflicht zur Leistung der Anschlussgebühr entsteht bei Neubau-
ten mit dem Anschluss an die öffentliche Kanalisation (Einspitz). Für 
Nachzahlungen entsteht die Leistungspflicht mit der Vollendung des 
Um- oder Erweiterungsbaues, mit der Änderung des Zweckes oder 
der Nutzung bzw. mit dem Wegfall einer Ermässigungsvorausset-
zung, spätestens jedoch nach Vorliegen der Revisionsschätzung 
der Gebäudeversicherung. Die Anschlussgebühren und Nachzah-
lungen werden unter Ansetzung der gesetzlichen Einsprachefrist 
veranlagt. 

 
Sicherstellung der 
Anschlussgebühren 

Für die Sicherstellung der mutmasslichen Anschlussgebühren bzw. 
Nachzahlungen bei Neubauten und baulichen Veränderungen ist 
vor Baubeginn ein entsprechendes unverzinsliches Depositum zu 
leisten. 

 
Rechnungsstellung 
Zahlungsfrist 

Die Gebührenrechnung wird nach Vorliegen der Schätzung durch 
die kantonale Gebäudeversicherung und der Schlussabnahme der 
Bauten erstellt. Die Fälligkeit tritt mit der Rechtskraft dieser Rech-
nung ein. Die Zahlungsfrist beträgt zwei Monate. Danach ist ein Ver-
zugszins zu entrichten, der dem Zinsfuss der Zürcher Kantonalbank 
für neue erste Hypotheken entspricht. 
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 Artikel 13 
  
Gebührenstundung Wenn besondere Umstände es rechtfertigen, kann der Gemeinderat 

Anschlussgebühren und Nachzahlungen auf begründetes Gesuch 
hin, unter Aufstellung eines Tilgungsplanes, bis zu fünf Jahren stun-
den. Die Stundung ist von einer angemessenen Sicherstellung ab-
hängig zu machen (z.B. Eintragung des gesetzlichen Pfandrechtes 
im Sinne von Artikel 194 EG ZGB im Grundbuch). 
 
Gestundete Gebühren sind zum Zinssatz der Zürcher Kantonalbank 
für neue erste Hypotheken zu verzinsen. 
 
Bei Wegfall der besonderen Umstände oder Veräusserung der Lie-
genschaft wird die Restforderung sofort zur Zahlung fällig. 

 
 
 
 
 D. Benutzungsgebühren 
 
 
 Artikel 14 
  
Benutzungsgebühr Von den Eigentümern der mit technischen Vorkehrungen an die 

Abwasseranlagen der Politischen Gemeinde angeschlossenen 
Grundstücke, Liegenschaften und Anlagen wird eine Benutzungs-
gebühr erhoben. 

 
 
 Artikel 15 
  
Festlegung Die Benutzungsgebühr setzt sich aus einer Grundgebühr und einem 

Mengenpreis zusammen.  
 
 Die Grundgebühr wird je angeschlossenem Grundstück aufgrund 

der gemäss Artikel 17 festgelegten, gewichteten Fläche, in Quad-
ratmetern berechnet. Für Hochbauten ausserhalb der Bauzonen ist 
die mit einem Faktor multiplizierte angeschlossene Gebäudegrund-
fläche massgebend. 

 
 Der Mengenpreis wird unabhängig der Bezugsquelle (öffentliches 

Wasserleitungsnetz, private/öffentliche Quellen, Regenwasserbe-
hälter etc.) auf Grund des genutzten Wassers (Verbrauch in m³) 
erhoben. 

 
 Wo der gesamte Frischbrauchwasserbezug nicht durch die Wasser-

versorgung Glattfelden erfasst werden kann, hat der Grundeigentü-
mer auf eigene Kosten Messeinrichtungen einzubauen. In Aus-
nahmefällen kann der Gemeinderat Pauschalen festlegen. 

 
 Die Grundgebühr soll ungefähr einen Drittel des Ertrages an Be-

nutzungsgebühren ausmachen. 
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 Artikel 16 
  
Strassen, Plätze, 
andere Anlagen 

Für Strassen-, Weg- und Platzentwässerungen sowie für weitere, 
ohne Wassermessung an die öffentlichen Entwässerungsanlagen 
und/oder der Unterhaltspflicht der Gemeinde unterstehenden Ge-
wässer angeschlossene Einrichtungen, hat der Eigentümer dem 
Verursacherprinzip entsprechende Benutzungsgebühren zu ent-
richten. 

 
 
 Artikel 171 
  
Gebührenbemessung Für die Gebührenbemessung ist die im Grundbuch eingetragene 

Fläche in Quadratmetern massgebend. 
 
Für die nur teilweise in einer Bauzone gelegenen Grundstücke wird 
nur die eingezonte Fläche angerechnet. 
 
Die Grundstücke werden jeweils nach der geltenden Zonenordnung 
wie folgt gewichtet: 
 
 nicht überbaute, angeschlossene Grundstücke 0.2 
 Wohnzonen A und B (W/A und W/B) 1.0 
 Wohnzone C (W/C) 3.0 
 Wohn- und Gewerbezone (W/G) 3.0 
 Kernzone (K) 3.0 
 Quartiererhaltungszone (Q) 2.0 
 Gewerbezonen A und B (G/A und G/B) 2.0 
 Zone für öffentliche Bauten (ÖB) 2.0 
 
Ganzes Gemeindegebiet: 
 Parzellierte Strassen, Wege und Plätze 4.0 
 
In den Erholungszonen (EA, EB und EC) und in der Land-
wirtschaftszone (kLW und LW) sowie im Wald werden die 
angeschlossenen Brutto-Gebäudegrundflächen (gemäss Grund-
buchplan) multipliziert, mit Faktor  
                                                           4.0 

  
 
 
 Artikel 18 
  
Ermässigung Der Gemeinderat kann für die Mengengebühr Ermässigungen ge-

statten, wenn das konsumierte Frischwasser rechtmässig nur zum 
Teil abgeleitet wird und durch die Wasserversorgung, auf Kosten 
des Liegenschaftenbesitzers, ein separater Wassermesser einge-
baut wird. 

 
 Eine Ermässigung wird nur gewährt, wenn eine Bewässerung aus 

einem öffentlichen Gewässer oder einem anderen Wasserbezugsort 
nicht zugemutet werden kann oder nicht möglich ist. 

 
                                                
1 Angepasst gemäss Beschluss der Gemeindeversammlung vom 11.06.2019 
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 Für die Wassermesser ist die ordentliche jährliche Grundgebühr zu 

entrichten. 
 
 Auf Gesuch hin kann der Gemeinderat Grundeigentümern, deren 

angeschlossene Parzelle zu weniger als 50 % der baurechtlich zu-
lässigen Nutzung überbaut ist, für diesen Teil die Grundgebühr er-
lassen. Die Kosten für die Berechnung der zulässigen baurecht-
lichen Nutzung gehen zu Lasten der Abwasserrechnung. 

 
 
 Artikel 19 
  
Fälligkeiten Die Benutzungsgebühren werden jährlich durch die Gemeindever-

waltung in Rechnung gestellt. Bei Zahlungsverzug wird nach er-
folgloser Mahnung die Betreibung eingeleitet. 

 
 
 Artikel 20 
  
Gebührenpflichtige 
Schuldner 

Die einmaligen Gebühren schuldet, wer im Zeitpunkt der Fälligkeit 
Eigentümer bzw. Baurechtsberechtigter der angeschlossenen Lie-
genschaft war. Überdies haften alle Nacherwerber für die im Zeit-
punkt ihres Liegenschaftserwerbes noch ausstehenden Gebühren 
solidarisch. 
 
Die Benutzungsgebühr wird von demjenigen geschuldet, welcher im 
Zeitpunkt der Rechnungsstellung Eigentümer der Liegenschaft ist. 
 
Die Aufteilung der Grundgebühr auf mehrere Frischwasserbezüger 
ist Sache des Grundeigentümers. 

 
Zwischenabrechnung Auf begründetes Gesuch und bei Handänderungen erfolgt eine Zwi-

schenabrechnung. 
 
Gesetzliche Abgaben In sämtlichen Beiträgen und Gebühren sind die gesetzlichen Abga-

ben (z.B. Mehrwertsteuer) nicht enthalten. Diese werden vollum-
fänglich weiterbelastet. 

 
 
 
 
 E. Straf- und Schlussbestimmungen 
 
 
 Artikel 21 
  
Zuwiderhandlungen Zuwiderhandlungen gegen die Verordnung über die Beiträge und 

Gebühren an Abwasseranlagen sowie gegen die gestützt auf diese 
erlassenen Verfügungen werden mit Busse bestraft. 
 
Vorbehalten bleibt die Anwendung der kantonalen oder eidgenössi-
schen Strafbestimmungen. 
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 Artikel 22  
  
Rekursrecht Gegen Beschlüsse des Gemeinderates kann innert 30 Tagen, von 

der Zustellung an gerechnet, beim Bezirksrat Bülach schriftlich Re-
kurs erhoben werden. Die in dreifacher Ausfertigung einzureichende 
Rekursschrift muss einen Antrag sowie dessen Begründung enthal-
ten. Der angefochtene Beschluss ist beizulegen. Die angerufenen 
Beweismittel sind genau zu bezeichnen und soweit möglich 
beizulegen. 

 
 
 Artikel 23 
  
Übergangsbestimmungen Für Bauvorhaben, welche vor Inkrafttreten dieser Verordnung be-

willigt wurden, die jedoch bis zum Inkrafttreten nicht an die öffent-
liche Kanalisation angeschlossen sind, gelten für Gebühren die Be-
stimmungen dieser Verordnung. 

 
 
 Artikel 24 
  
Inkraftsetzung Diese Verordnung tritt nach Genehmigung durch die Gemeindever-

sammlung mit dem Ablauf der Rekursfrist resp. der rechtskräftigen 
Erledigung allfälliger Rekurse auf den Beginn des neuen Rech-
nungsjahres in Kraft. 
 
Auf diesen Zeitpunkt werden alle bisherigen Vorschriften, insbeson-
dere die Verordnung über die Beiträge und Gebühren an Abwas-
seranlagen vom 29. April 1997, aufgehoben. 

 
 
 
 
Glattfelden, 11. Juni 2019 GEMEINDERAT GLATTFELDEN 

Der Präsident: Der Schreiber a. i.: 
E. Gassmann H. Steinmann 

 
 
 
 
Von der Gemeindeversammlung genehmigt am 14. Dezember 2000. 
 
Revidiert mit Gemeindeversammlungsbeschluss vom 11. Juni 2019, die überarbeitete Verordnung 
tritt per 01. Januar 2020 in Kraft. 


